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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Bewertung des Vermögens für die Hauptveranlagung 1949 
- Nr. 2278 der Drucksachen - 


mit den Beschlüssen des 11. Ausschusses 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Bewertung des Vermögens für die 
Haupt Veranlagung 1949 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I 


Änderung bestehender Gesetze 


§ 1 


Änderungen des Reichsbewertungsgesetzes 


Das Reichsbewertungsgesetz vom 16. Okto- 
ber 1934 (RGBl. I S. 1035) in der Fassung 
des § 30 des Einführungsgesetzes zu den Real- 
steuergesetzen vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I 
S. 961) wird wie folgt geändert: 


1. In der Überschrift werden 


a) das Wort „Reichsbewertungsgesetz“ 
durch das Wort „Bewertungsgesetz“, 

b) die Abkürzung „RBewG“ durch die 
Abkürzung „BewG“ ersetzt. 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Bewertung des Vermögens für die 
Kalenderjahre 1949 bis 1951 

(Hauptveranlagung 1949) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Abschnitt I 

Änderung bestehender Gesetze 

§ 1 

Änderungen des Reichsbewertungsgesetzes 

Das Reichsbewertungsgesetz vom 16. Ok- 
tober 1934 (RGBl. I S. 1035) in der Fassung 
des § 30 des Einführungsgesetzes zu den Real- 
stleuergesetzen vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I 
S. 961) wird wie folgt geändert: s 

1. unverändert 
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Entwurf 

2. § 14 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Wert unverzinslicher be- 
fristeter Forderungen oder Schulden ist 
der Betrag, der vom Nennwert nach 
Abzug von Zwischenzinsen unter Be- 
rücksichtigung von Zinseszinsen ver- 
bleibt. Dabei ist von einem Zinssatz 
von 5,5 vom Flundert auszugehen.“ 

3. In § 14 wird folgender Absatz 5 hinzu- 
gefügt: 

„(5) Absatz 4 gilt nicht für noch 
nicht fällige Ansprüche aus Le- 
bens-, Kapital- oder Rentenversiche- 
rungen aus der Zeit vor der Währungs- 
umstellung. Solche Ansprüche werden 
mit 6 vom Hundert des Unterschieds- 
betrages der alten Reichsmark-Ver- 
sicherungssumme und der umgestellten 
Deutsche Mark - Versicherungssumme 
zuzüglich von zwei Dritteln der nach 
der Währungsumstellung eingezahlten 
Prämien oder Kapitalbeiträge be- 
wertet.“ 

4. § 15 Absätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Der Gesamtwert von Nutzun- 
gen oder Leistungen, die auf bestimmte 
Zeit beschränkt sind, ist die Summe der 
einzelnen Jahreswerte abzüglich der 
Zwischenzinsen unter Berücksichtigung 
von Zinseszinsen. Dabei ist von einem 
Zinssatz von 5,5 vom Hundert aus- 
zugehen. Der Gesamtwert darf das 
Achtzehnfache des Jahreswertes nicht 
übersteigen. Ist die Dauer des Rechtes 
außerdem durch das Leben einer oder 
mehrerer Personen bedingt, so darf der 
nach § 16 zu berechnende Kapitalwert 
nicht überschritten werden. 

(2) Immerwährende Nutzungen oder 
Leistungen sind mit dem Achtzehn- 
fachen des Jahres wertes, Nutzungen 
oder Leistungen von unbestimmter 
Dauer vorbehaltlich des § 16 mit dem 
Neunfachen des Jahreswertes zu be- 
werten.“ 

5. § 16 Absätze 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„(2) Als Wert wird angenommen bei 
einem Alter 

1. bis zu 15 Jahren das 18fache, 
von mehr als 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. § 16 Absätze 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„(2) Als Wert wird angenommen bei 
einem Alter 

1. bis zu 15 Jahren das 18fache, 
von mehr als 
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Entwurf 

2. 15 bis zu 25 Jahren das 17fache, 

3. 25 bis zu 35 Jahren das 16fache, 

4. 35 bis zu 45 Jahren das 15fache, 

5. 45 bis zu 49 Jahren das 14fache, 

6. 49 bis zu 53 Jahren das 13fache, 

7. 53 bis zu 57 Jahren das 12fache, 

8. 57 bis zu 60 Jahren das llfache, 

9. 60 bis zu 63 Jahren das lOfache, 

10. 63 bis zu 66 Jahren das 9fache, 

11. 66 bis zu 69 Jahren das 8fache, 

12. 69 bis zu 72 Jahren das 7fache, 

13. 72 bis zu 75 Jahren das 6fache, 

14. 75 bis zu 79 Jahren das 5fache, 

15. 79 bis zu 83 Jahren das 4fache, 

16. 83 bis zu 86 Jahren das 3fache, 

17. 86 bis zu 88 Jahren das 2fache, 

18. 88 Jahren das 1 fache 

des Wertes der einjährigen Nutzung 
oder Leistung. 

(3) Hat eine nach Absatz 2 be- 
wertete Nutzung oder Leistung im 
Fall der 

Ziffer 1 nicht mehr als 9 Jahre, 

Ziffern 2 und 3 nicht mehr als 8 Jahre, 
Ziffern 4 und 5 nicht mehr als 7 Jahre, 
Ziffern 6 und 7 nicht mehr als 6 Jahre, 
Ziffern 8 und 9 nicht mehr als 5 Jahre, 
Ziffern 10 und 11 nicht mehr als 4 Jahre, 
Ziffern 12 und 13 nicht mehr als 3 Jahre, 
Ziffern 14 und 15 nicht mehr als 2 Jahre, 
Ziffern 16 und 17 nicht mehr als 1 Jahr 
bestanden und beruht der Wegfall auf 
dem Tod des Berechtigten, so ist die 
Festsetzung der nicht laufend veranlag- 
ten Steuern auf Antrag nach der wirk- 
lichen Dauer der Nutzung oder 
Leistung zu berichtigen. § 5 Absatz 2 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Ist 
eine Last weggefallen, so bedarf die 
Berichtigung keines Antrages.“ 

6. § 17 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der einjährige Betrag der 
Nutzung einer Geldsumme ist, wenn 
kein anderer Wert feststeht, zu 5,5 
vom Hundert anzunehmen.“ 

7. In § 21 Absatz 1 werden die Worte „Der 
Reichsminister der Finanzen kann bestim- 
men“ durch die Worte „Durch Rechts- 
verordnung kann bestimmt werden“ er- 
setzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. 15 bis zu 25 Jahren das 17fache, 

3. 25 bis zu 35 Jahren das 16fache, 

4. 35 bis zu 45 Jahren das 15fache, 

5. 45 bis zu 49 Jahren das 14fache, 

6. 49 bis zu 53 Jahren das 13fache, 

7. 53 bis zu 57 Jahren das 12fache, 

8. 57 bis zu 60 Jahren das llfache, 

9. 60 bis zu 63 Jahren das lOfache, 

10. 63 bis zu 66 Jahren das 9fache, 

11.66 bis zu 69 Jahren das 8fache, 
12. 69 bis zu 72 Jahren das 7fache, 
13.72 bis zu 75 Jahren das 6fache, 
14. 75 bis zu 79 Jahren das 5fache, 
15.79 bis zu 83 Jahren das 4fache, 
16.83 bis zu 86 Jahren das 3fache, 
17.86 bis zu 88 Jahren das 2fache, 
18. 88 Jahren das lfache 

des Wertes der einjährigen Nutzung 
oder Leistung. 

(3) Hat eine nach Absatz 2 be- 
wertete Nutzung oder Leistung im 
Fall der 

Ziffer 1 nicht mehr als 9 Jahre, 

Ziffern 2 und 3 nicht mehr als 8 Jahre, 
Ziffern 4 und 5 nicht mehr als 7 Jahre, 
Ziffern 6 und 7 nicht mehr als 6 Jahre, 
Ziffern 8 und 9 nicht mehr als 5 Jahre, 
Ziffern 10 und 11 nicht mehr als 4 Jahre, 
Ziffern 12 und 13 nicht mehr als 3 Jahre, 
Ziffern 14 und 15 nicht mehr als 2 Jahre, 
Ziffern 16 und 17 nicht mehr als 1 Jahr 
bestanden und beruht der Wegfall auf 
dem Tod des Berechtigten oder Ver- 
pflichteten, so ist die Festsetzung der 
nicht laufend veranlagten Steuern auf 
Antrag nach der wirklichen Dauer der 
Nutzung oder Leistung zu berichtigen. 
§ 5 Absatz 2 Sätze 2 und 3 gelten ent- 
sprechend. Ist eine Last weggefallen, 
so bedarf die Berichtigung keines An- 
trages.“ 

6. unverändert 


7. unverändert 
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Entwurf 

8. § 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Einheitswert wird neu fest- 
gestellt (Wertfortschreibung), wenn 
der Wert, der sich für den Beginn 
eines Kalenderjahres ergibt, entweder 
um mehr als den zehnten Teil, minde- 
stens aber um 500 Deutsche Mark, 
oder um mehr als 1 0 0 0 0 Deutsche 
Mark von dem Einheitswert des letzten 
Feststellungszeitpunktes abweicht. Hat 
sidi bei einem land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieb, einem Grundstück 
oder einem Betriebsgrundstück die 
Grundstücksfläche verkleinert oder ver- 
größert, so wird der Einheitswert neu 
festgestellt, soweit sich durch die Flä- 
chenänderung unter Berücksichtigung 
der Abrundung (§ 25) eine Änderung 
des Einheitswertes ergibt. D i e 
Wertgrenzen (Satz 1) kön- 
nen durch Rechtsverord- 
nung anders festgesetzt 
werde n.“ 

9. § 25 erhält folgende Fassung: 

»§ 25 

Abrundung 

Die Einheitswerte werden nach unten 
abgerundet: 

1. bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben, Grundstücken und Be- 
triebsgrundstücken auf volle 100 
Deutsche Mark, 

2. bei gewerblichen Betrieben und Ge- 
werbeberechtigungen auf volle 1000 
Deutsche Mark.“ 

10. § 61 wird gestrichen. 

11. § 67 Ziffer 6 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„alle Versicherungen, deren Wert (§ 14 
Absätze 4 und 5) insgesamt 5000 
Deutsche Mark nicht übersteigt,“ 

12. In § 67 wird folgende Ziffer 8 a ein- 
gefügt: 

„8 a) Wirtschaftsgüter, die Gewerbe- 
treibenden außerhalb ihres Ge- 
werbebetriebes oder Nichtge- 
werbetreibenden gehören, soweit 
den Umständen nach anzuneh- 
men ist, daß sie dazu bestimmt 
sind, zum Verkauf, zum Tausch 
oder zu ähnlichen Zwecken ver- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

8. § 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Einheitswert wird neu fest- 
gestellt (Wertfortschreibung), wenn 
der Wert, der sich für den Beginn 
eines Kalenderjahres ergibt, entweder 
um mehr als den zehnten Teil, minde- 
stens aber um 500 Deutsche Mark, 
oder um mehr als 100 000 Deutsche 
Mark von dem Einheitswert des letzten 
Feststellungszeitpunktes abweicht. Hat 
sich bei einem land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieb, einem Grundstück 
oder einem Betriebsgrundstück die 
Grundstücksfläche verkleinert oder 
vergrößert, so wird der Einheitswert 
neu festgestellt, soweit sich durch die 
Flächenänderung unter Berücksichti- 
gung der Abrundung (§ 25) eine 
Änderung des Einheitswertes ergibt.“ 


9. unverändert 


10. unverändert 

11. unverändert 


12. unverändert 
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Entwurf 

wendet zu werden (nichtgewerb- 
liches Vorratsvermögen). Die 
Wirtschaftsgüter gehören nicht 
zum sonstigen Vermögen, wenn 
ihr Wert insgesamt 1000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt. “ 

13. § 67 Ziffern 10 und 11 erhalten folgende 
Fassung: 

„10. Schmuckgegenstände, Gegenstände 
aus edlem Metall und Luxusgegen- 
stände, auch wenn sie zur Aus- 
stattung der Wohnung des Steuer- 
pflichtigen gehören, wenn ihr ge- 
meiner Wert insgesamt 10 000 
Deutsche Mark übersteigt, 

11. Kunstgegenstände und Sammlun- 
gen, wenn ihr gemeiner Wert ins- 
gesamt 10 000 Deutsche Mark 
übersteigt. Nicht zum sonstigen 
Vermögen gehören Kunstgegen- 
stände ohne Rücksicht auf den 
Wert, wenn sie von deutsdien 
Künstlern geschaffen sind, die 
noch leben oder seit nicht mehr als 
fünfzehn Jahren verstorben sind. 4 

14. In § 68 wird folgende Ziffer 4 a ein- 
gefügt: 

„4 a) Ansprüche auf Leistungen nach 
dem Zweiten Teil des Sofort- 
hilfegesetzes oder nach Vor- 
schriften, die im Rahmen eines 
Lastenausgleichs erfassen werden, 
ohne Rücksicht darauf, ob die 
Leistungen laufend oder in Form 
einer einmaligen Zahlung ge- 
währt werden.' 4 

15. In § 68 wird folgende Ziffer 4 b ein- 
gefügt: 

„4 b) Ansprüche auf Leistungen, die 
auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts 
für Schäden an Leben, Körper, 
Gesundheit und Freiheitsentzug 
zustehen, ohne Rücksicht darauf, 
ob die Leistungen laufend oder 
in Form einer einmaligen Zah- 
lung gewährt werden.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


13. § 67 Ziffern 10 und 11 erhalten folgende 
Fassung: 

„10. Schmuckgegenstände, Gegenstände 
aus edlem Metall und Luxusgegen- 
stände, auch wenn sie zur Aus- 
stattung der Wohnung des Steuer- 
pflichtigen gehören, wenn ihr ge- 
meiner Wert insgesamt 10 000 
Deutsche Mark übersteigt, 

11. Kunstgegenstände und Sammlun- 
gen, wenn ihr gemeiner Wert ins- 
gesamt 10 000 Deutsche Mark 
übersteigt. Nicht zum sonstigen 
Vermögen gehören Kunstgegen- 
stände ohne Rücksicht auf den 
Wert, wenn sie von deutschen 
Künstlern geschaffen sind, die 
noch leben oder seit nicht mehr als 
fünfzehn Jahren verstorben sind. 
Die Vorschrift des § 73 a bleibt 
unberührt.“ 

14. unverändert 


15. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


16. § 78 wird gestrichen. 


15a. § 73a erhält folgende Fassung: 

„§ 73 a 

Gegenstände, deren Erhaltung im öffent- 
lichen Interesse liegt 

(1) Grundstücke und solche beweg- 
liche Gegenstände, die zum sonstigen 
Vermögen gehören, sind mit 40 vom 
Hundert des Werts anzusetzen, wenn 
ihre Erhaltung wegen ihrer Bedeutung 
für Kunst, Geschichte oder Wissenschaft 
im öffentlichen Interesse liegt. 

(2) Grundstücke, Kunstgegenstände, 
Kunstsammlungen, wissenschaftliche 
Sammlungen, Bibliotheken und Archive 
werden bei der Ermittlung des Gesamt- 
vermögens und des Inlandsvermögens 
nicht angesetzt, wenn folgende Voraus- 
setzungen erfüllt sind: 

1. Die Erhaltung der Gegenstände muß 
wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Ge- 
schichte oder Wissenschaft im öffent- 
lichen Interesse liegen. 

2. Die Gegenstände müssen in einem den 
Verhältnissen entsprechenden Umfang 
den Zwecken der Forschung und der 
Volksbildung nutzbar gemacht wer- 
den. 

3. Der Steuerpflichtige muß bereit sein, 
die Gegenstände den geltenden Be- 
stimmungen der Denkmalspflege zu 
unterstellen. 

4. Die Gegenstände müssen sich seit 
mindestens 20 Jahren im Besitz der 
Familie befinden. 

(3) Bei der Ermittlung des Gesamt- 
vermögens und des Inlandsvermögens 
sind Grundstücke nicht anzusetzen, die 
für Zwecke der Volks Wohlfahrt der 
Allgemeinheit zur Benutzung zugänglich 
gemacht sind und deren Erhaltung im 
öffentlichen Interesse liegt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nur 
dann, wenn die jährlichen Kosten in der 
Regel die erzielten Einnahmen über- 
steigen.“ 

16. unverändert 

§ 1 a (neu) 

§ 74 der Durchführungsverordnung zum 
Reichsbewertungsgesetz (RGBl. I S. 81) in 
der Fassung der Verordnung vom 22. No- 
vember 1939 (RGBl. I S. 2271) wird ge- 
strichen. 
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Entwurf 

§ 2 

Änderungen des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz vom 16. Ok- 
tober 1934 (RGBl. I S. 1052) in der Fassung 
des Artikels I der Verordnung zur Änderung 
des Vermögens teuergesetzes vom 31. Oktober 
1939 (RGBl. I S. 2138), der Verordnung zur 
Änderung des Vermögensteuergesetzes vom 
7. Dezember 1944 (RGBl. I S. 337) und 

a) für das Gebiet des früheren Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes: des Artikels III des 
Anhangs zum Gesetz Nr. 64 zur vorläufi- 
gen Neuordnung von Steuern vom 
22. Juni 1948 (Beilage Nr. 4 zum Gesetz- 
und Verordnungsblatt des Wirtschafts- 
rates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
Jahrgang 1948), 

b) für das Land Baden: des Zweiten Landes- 
gesetzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 17. Dezember 1948 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 33), 

c) für das Land Rheinland-Pfalz: der Landes- 
verordnung zur Änderung des Vermögen- 
steuergesetzes vom 15. Februar 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz I S. 72), 

d) für das Land Württemberg-Hohenzollern: 
des Gesetzes zur Ergänzung des Steuer- 
reformgesetzes vom 3. Dezember 1948 
(Regierungsblatt für das. Land Württem- 
berg-Hohenzollern 1949 S. 9), 

e) für den bayerischen Kreis Lindau: der 
Rechtsanordnung über die Steuerreform 
im Kreise Lindau vom 9. Februar 1949 
(Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 7 vom 17. Februar 1949) 

wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 Ziffer 1 und der Einleitungs- 
satz von Ziffer 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Unbeschränkt vermögensteuer- 
pflichtig sind: 

1. natürliche Personen, die im In- 
land einen Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
vorbehaltlich des § 2 A b - 
satz2Zifferl; 

2. die folgenden Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögens- 
massen, die ihre Geschäftsleitung 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§2 


a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) für den bayerischen Kreis Lindau: der 
Rechtsanordnung über die Steuerreform 
im Kreise Lindau vom 9. Februar 1949 
(Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 7 vom 17. Februar 1949) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 Ziffer 1 und die Einleitung 
von Ziffer 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Unbeschränkt vermögensteuer- 
pflichtig sind: 

1. natürliche Personen, die im Gel- 
tungsbereich des Grühdgesetzes oder 
im Land Berlin einen Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt haben; 

2. die folgenden Körperschaften, Per- 
sonenverelnigungen undVermÖgensr 
massen, die im Geltungsbereich des 


8 * 



E n t w u r f 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


oder ihren Sitz im Inland haben, 
vorbehaltlich des § 2 Ab- 
satz 2 Ziffer 2:“ 

2 . In § 1 Absatz 2 wird folgender Satz hin- 
zugefügt: 

„Außer Ansatz bleiben Vermögens- 
gegenstände der in § 77 des Bewer- 
tungsgesetzes genannten Art, die auf 
ein zum Inland gehörendes Gebiet 
außerhalb des Bundesgebietes 
entfallen, wenn in diesem Gebiet 
Personen, die ihren¥ohn- 
sitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundes- 
gebiet haben, als be- 
schränkt vermögensteuer- 
pflichtig behandelt werden.“ 

3.1n § 2 werden 

a) der bisherige Absatz 2 ge- 
strichen, 

b) folgendeneue Absät zehin- 
zugefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entspre- 
chend: 

1. f ü r n a t ü r 1 i c h e Personen, 
die wedereinen¥ohnsitz 
noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundes- 
gebiet, aber einen Wohn- 
sitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt in 
einem zum Inland gehö- 
renden Gebiet außerhalb 
des Bundesgebietes ha- 
ben, wenn in diesem Ge- 
biet Personen, die ihren 
Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet haben, als 
beschränkt vermögen- 
steuerpflichtig behan- 
delt werden; 

2. für Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die 
weder ihre Geschäfts- 
leitung noch ihren Sitz 
im Bundesgebiet, aber 
ihre G e s c h ä f t s 1 e i t u n g 
oder ihrenSitz in einem 
zum Inland gehörenden 
Gebiet außerhalb des 
Bundesgebietes haben. 


Grundgesetzes oder im Land Berlin 
ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz haben:“ 

2. In § 1 Absatz 2 wird folgender Satz hin- 
zugefügt: 

„Außer Ansatz bleiben Vermögens- 
gegenstände der im § 77 des Bewer- 
tungsgesetzes genannten Art, die auf 
ein zum Inland gehörendes Gebiet 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes und des Landes Berlin 
entfallen, wenn die im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder im 
Land Berlin unbeschränkt Steuer- 
pflichtigen dort wie beschränkt steuer- 
pflichtige Personen behandelt werden. “ 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

' »S 2 

Beschränkte Steuerpflicht 


(1) Beschränkt steuerpflichtig sind: 

1. natürliche Personen, die im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
im Land Berlin weder einen Wohn- 
sitz noch ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt haben; 


2. Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen, die im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder im Land Berlin weder ihre Ge- 
schäftsleitung noch ihren Sitz haben* 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


wenn in diesem Gebiet 
Körperschaften, Perso- 
ne n v e r e i n i g u n g e n und 
V e r m ö g e n s m a s s e n , die 
ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz im Bun- 
desgebiet haben, als be- 
schränkt vermögen- 

steuerpflichtig behan- 
delt werden. 


(3) Die beschränkte Ver- 
mögensteuer P fi i c h t er- 
streckt sich nur auf das 
Inlandsvermögen. Außer 
Ansatz bleiben Vermö- 
gensgegenständederin§77 
des Bewertungsgesetzes 
genannten Art, die auf ein 
zumlnlandgehörendesGe- 
biet außerhalb des Bundes- 
gebietes entfallen, wenn 
in diesem Gebiet Personen, 
die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt 
im Bundesgebiet haben, 
als beschränkt vermögen- 
steuerpflichtig behandelt 
werde n.“ 

4. § 3 Absatz 1 Ziffern 1 und 2 erhalten 
folgende Fassung: 

„1. Die Reichsbank, die Bank deutscher 
Länder, die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, die Deutsche Renten- 
bank, die Deutsche Rentenbank- 
Kreditanstalt und die Landes - 
Zentralbanken; 


2. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben 
staats wirtschaftlicher Art erfüllen;'* 


(2) Die beschränkte Steuerpflicht 
erstreckt sich nur auf Vermögen der 
im § 77 des Bewertungsgesetzes ge- 
nannten Art, das auf den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder auf das 
Land Berlin entfällt.“ 


4. § 3 Absatz 1 Ziffern 1 und 2 erhalten 
folgende Fassung: 

„1. die Reichsbank, die Bank deutscher 
Länder, die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau, die Deutsche Rentenbank, die 
Deutsche Rentenbank-Kreditanstalt, 
die Vertriebenenbank AG, die 
Deutsche Landesrentenbank, die 
Deutsche Siedlungsbank, die Land- 
wirtschaftliche Rentenbank nach Maß- 
gabe des § 14 des Gesetzes vom 
11. Mai 1949 (WiGBl. S. 77) und die 
Landeszentralbanken; 

2. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben 
staatswirtschaftlicher Art erfüllen;“ 


5. In § 3 Absatz 1 werden ersetzt 5. unverändert 

a) in Ziffer 3 die Worte „dem Reich“ 
durch die Worte „dem Bund“; 

b) in Ziffer 7 die Worte „näherer An- 
ordnung des Reichsministers der Fi- 
nanzen“ durch die Worte „Maßgabe 
einer Rechtsverordnung“. 
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6. In § 6 Absatz 1 Ziffer 2 werden folgende 
Worte hinzugefügt: 

„und bei Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, die das Stamm- 
kapital gemäß § 35 Ab- 

satz 1 des D - Markbilanz- 
gesetzes neu festgesetzt 
haben, ein Betrag von 5 000 Deutsche 
Mark.“ 

7. In § 10 Absatz 1 werden die Worte „Der 
Reichsminister der Finanzen kann“ durch 
die Worte „Die für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesbehörden 
können mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen“ ersetzt. 

8. In § 12 Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„Der Reichsminister der Finanzen kann 
bestimmen“ durch die Worte „Durch 
Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den“ ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 wird der Satz „D e r 
Reichs minister der Finan- 
zen kann die Wertgrenzen 
(Ziffer 1) anders festsetzen“ 
durch den Satz „Durch 
Rechtsverordnung können 
die Wertgrenzen (Ziffer 1) 
anders festgesetzt werden“ 
ersetzt. 

10. § 21 erhält folgende Fassung: 

»S 21 

Ausdehnung des Kreises der Steuer- 
pflichtigen 

Durch Rechtsverordnung können 
andere Personenvereinigungen als die 
in § 1 Absatz 1 Ziffer 2 genannten 
für unbeschränkt steuerpflichtig er- 
klärt und ihre Besteuerung geregelt 
werden.“ 

11. § 22 erhält folgende Fassung: 

„§ 22 

Genossenschaften 

Durch Rechtsverordnung kann für 
bestimmte Gruppen von Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, für Zen- 
tralkassen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform und für die Deutsche Ge- 
nossenschaftskasse eine Befreiung von 
der Vermögensteuer oder die Anwen- 
dung eines ermäßigten Steuersatzes 
vorgeschrieben oder die Ermittlung 
ihres Betriebsvermögens besonders ge- 
regelt werden.“ 
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6. In § 6 Absatz 1 Ziffer 2 werden folgende 
Worte hinzugefügt: 

„und bei Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, die am 21. Juni 1948 be- 
standen haben, ein Betrag von 5 000 
Deutsche Mark.“ 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. In § 13 Absatz 1 wird der letzte Satz 
gestrichen. 


10. unverändert 


11. unverändert 


11 



Entwurf 

Abschnitt II 
Sonstige Bestimmungen 

§ 3 

Abrundung auf den 21. Juni 1948 

Abweichend von § 25 des Bewertungs- 
gesetzes in der Fassung des § 1 Ziffer 8 dieses 
Gesetzes werden die Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe bei der Hauptfeststellung 
auf den 21. Juni 1948 auf volle 100 Deutsche 
Mark nach unten abgerundet. 

§ 4 

Stichtag für umlaufende Betriebsmittel 

Für Fortschreibungen und Nachfeststellun- 
gen von Einheitswerten auf den 21. Juni 1948 
und für die Hauptveranlagung 1949 der Ver- 
mögensteuer ist § 32 Absatz 2 des Bewer- 
tungsgesetzes nicht anzuwenden. Auch für 
den Umfang und die Bewertung der um- 
laufenden Betriebsmittel des landwirtschaft- 
lichen Vermögens, des Weinbauvermögens, 
des gärtnerischen Vermögens und des übrigen 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens ist 
der Stand vom Beginn des 21. Juni 1948 zu- 
grunde zu legen. 

§ 5 

Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe 
mit Buchführung 

(l)Der Betrag, der nach § 75 Absatz 3 Zif- 
fer 2 des D-Markbilanzgesetzes in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des D-Markbilanzgesetzes vom 28. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 811) in der 
Anfangsvermögensübersicht auf den 21. Juni 
1948 dem zuletzt festgestellten Einheitswert 
hinzuzurechnen ist, ist auch bei Neuveranla- 
gungen der Vermögensteuer auf den 1. Januar 
1951 zu übernehmen. 


(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 der 
Einheitswert des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens neu festgestellt, so ist 
bei Neuveranlagungen der Vermögensteuer 
auf den 1. Januar 1950 oder den 1. Januar 
1951 dem neuen Einheitswert des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens der Be- 
trag hinzuzurechnen, der nach § 75 Absatz 3 
Ziffer 2 des D-Markbilanzgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung und Er- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§3 

unverändert 


§4 

unverändert 


§3 

Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe 
mit Buchführung 

(1) Der Betrag, der nach § 75 Absatz 3 
Ziffer 2 des D-Markbilanzgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des D-Markbilanzgesetzes vom 
28. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 811) 
in der Anfangs vermögensüb ersieht ^uf den 
21. Juni 1948 dem zuletzt festgestellten Ein- 
heitswert hinzuzurechnen ist, ist auch bei 
Neuveranlagungen der Vermögensteuer auf 
denl. Januar 1950 und 1951 undbei Wertfort- 
schreibungen des Einheitswertes des gewerb- 
lichen Betriebes auf den 1. Januar 1950 oder 
den 1. Januar 1951 zu übernehmen. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 der 
Einheitswert des land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebs neu festgestellt, so ist bei 
Neu Veranlagungen der Vermögensteuer auf 
den 1. Januar 1950 oder den 1. Januar 1951 
und bei Wertfortschreibungen des Einheits- 
wertes des gewerblichen Betriebes auf den 
1. Januar 1950 oder den 1. Januar 1951 dem 
neuen Einheitswert des land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebs, der Betrag hinzuzu- 
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gänzung des D-Markbilanzgesetzes vom 
28. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 811) 
der Anfangsvermögensübersicht auf den 
21. Juni 1948 hinzuzurechnen war. Wird 
der Einheitswert des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens herabgesetzt, 
so ist auch der hinzuzurechnende Betrag ge- 
gebenenfalls entsprechend zu mindern. 


§ 6 

Betriebsgrundstücke 

(1) Soweit ein Betriebsgrundstück bei der 
Hauptfeststellung des Einheitswertes des ge- 
werblichen Betriebes auf den 21. Juni 1948 
auf Grund der Vorschriften der §§ 16 und 
75 des D-Markbilanzgesetzes mit einem 
höheren Wert als dem Einheitswert angesetzt 
ist, ist dieser höhere Wert auch bei Wertfort- 
schreibungen des Einheitswertes des gewerb- 
lichen Betriebes für die Feststellungszeit- 
punkte vom 1. Januar 1950 und 1. Januar 
1951 zu übernehmen. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 der 
Einheitswert des Betriebsgrundstückes neu 
festgestellt, so ist bei Wertfortschreibungen 
des Einheitswertes des gewerblichen Betriebes 
auf den 1. Januar 1950 oder den 1. Januar 
1951 dem neuen Einheitswert des Betriebs- 
grundstückes der Wertunterschied zwischen 
dem bisherigen Einheitswert des Betriebs- 
grundstückes und dem in die DM-Eröffnungs- 
bilanz für dieses Betriebsgrundstück einge- 
stellten Wert hinzuzurechnen. Wird der Ein- 
heitswert des Betriebsgrundstückes herabge- 
setzt, so ist auch der Wertunterschied gege- 
benenfalls entsprechend zu mindern. 


§ 7 


Pensionsrückstellungen 
andere Rückstellungen 


und 


(1) Pensionsrückstellungen 
und andere Rückstellungen sind bei 
der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe auf den 21. Juni 
1948 in der Höhe zu berücksichtigen, 


rechnen, der nach § 75 Absatz 3 Ziffer 2 des 
D-Markbilanzgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
D-Markbilanzgesetzes vom 28. Dezember 

1950 (Bundesgesetzbl. S. 811) der Anfangs- 
vermögensübersicht auf den 21. Juni 1948 
hinzuzurechnen war. Wird der Einheits- 
wert des land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebs herabgesetzt, so ist auch der hinzu- 
zurechnende Betrag gegebenenfalls ent- 
sprechend zu mindern. 

§6 

Betriebsgrundstücke 

(1) Soweit ein Betriebsgrundstück bei der 
Hauptfeststellung des Einheitswertes des ge- 
werblichen Betriebes auf den 21. Juni 1948 
auf Grund der Vorschriften der §5 16 und 
75 des D-Markbilanzgesetzes mit einem 
höheren Wert als dem Einheitswert angesetzt 
ist, ist dieser höhere Wert auch bei Wertfort- 
schreibungen des Einheitswertes des gewerb- 
lichen Betriebes für die Feststellungszeit- 
punkte vom 1. Januar 1950 und 1. Januar 

1951 zu übernehmen. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 der 
Einheitswert des Betriebsgrundstückes neu 
festgestellt, so ist bei Wertfortschreibungen 
des Einheitswertes des gewerblichen Betriebes 
auf den 1. Januar 1950 oder den 1. Januar 
1951 dem neuen Enheitswert des Betriebs- 
grundstückes der Wertunterschied zwischen 
dem bisherigen Einheitswert des Betriebs- 
grundstückes und dem in dieDM-Eröffnungs- 
bilanz für dieses Betriebsgrundstück einge- 
stellten Wert hinzuzurechnen. Wird der Ein- 
heitswert des Betriebsgrundstücks herabge- 
setzt, so ist auch der Wertunterschied gege- 
benenfalls entsprechend zu mindern. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind sinngemäß 
anzuwenden, wenn in die DM-Eröffnungs- 
bilanz ein Grundstück aufgenommen worden 
ist, das kein Betriebsgrundstück im Sinn von 
§ 57 des Bewertungsgesetzes ist. 

§7 

Rückstellungen 

(1) Rückstellungen sind bei der Hauptfest- 
stellung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betriebe auf den 21. Juni 1948 in der Höhe 
zu berücksichtigen, in der sie in die DM- 
Eröffnungsbilanz auf Grund der Vorschrif- 
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in der sie in die DM-Eröffnungsbilanz 
auf Grund der Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes eingestellt sind. Soweit Rück- 
stellungen in die DM-Eröffnungsbilanz ein- 
gestellt sind, sind sie ohne Berücksichtigung 
der inzwischen eingetretenen Änderungen auch 
noch bei Wertf ortschreibungen der Einheits- 
werte der gewerblichen Betriebe auf den 1. Ja- 
nuar 1950 und den 1. Januar 1951 anzu- 
setzen. 

(2) Die Rückstellung für Pensionsverpflich- 
tungen (einschließlich der Anwartschaften) 
darf bei der Hauptfeststellung der Einheits- 
werte der gewerblichen Betriebe auf den 
21. Juni 1948 auf den Betrag erhöht werden, 
der der Summe der nach dem Bewertungsge- 
setz berechneten Kapitalwerte der einzelnen 
am 21. Juni 1948 laufenden Pensionen (ohne 
die Anwartschaften) entspricht. Wird von 
dieser Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, so ist in die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz für die 
Steuern vom Einkommen und Er- 
trag eine Rückstellung in glei- 
cher Höhe einzusetzen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Bei Geldinstituten, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen verbleibt es für 
Rückstellungen bei den Bestimmungen des Be- 
wertungsgesetzes, soweit nicht im Umstellungs- 
gesetz, den Durchführungsverordnungen dazu 
und in den Richtlinien der Bank 
deutscher Länder, der Versi- 
cherungsaufsichtsbehörden 
und der B a u s p a r k a s s e n a u f - 
sichtsbehörden für - die Er- 
stellung der Umstellungsrecn- 
n u n g etwas anderes bestimmt ist oder 
w i r d. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 8 


Geldinstitute, V ersicherungsunternehmen 
und Bausparkassen 

Bei Geldinstituten, Versicherungsunterneh- 
men und Bausparkassen sind bei der Haupt- 
feststellung der Einheitswerte auf den 21. Juni 
1948 sowie bei Wert f ortschreibungen auf den 
1. Januar 1950 und den 1. Januar 1951 für 
die bereits am 21. Juni 1948 vorhandenen 
Vermögensteile die hierfür nach den geltenden 
Vorschriften in die Umstellungsrechnung ein- 
gestellten Werte zugrunde zu legen. 


ten des D-Markbilanzgesetzes eingestellt sind. 
Soweit Rückstellungen in die DM-Eröff- 
nungsbilanz eingestellt sind, sind sie ohne 
Berücksichtigung der inzwischen eingetrete- 
nen Änderungen auch noch bei Wertfort- 
schreibungen der Einheitswerte der gewerb- 
lichen Betriebe auf den 1. Januar 1950 und 
den 1. Januar 1951 anzusetzen. 


(2) Die Rückstellung für Pensionsverpflich- 
tungen (einschließlich der Anwartschaften) 
darf bei der Hauptfeststellung der Einheits- 
werte der gewerblichen Betriebe auf den 
21. Juni 1948 auf den Betrag erhöht werden, 
der der Summe der nach dem Bewertungs- 
gesetz berechneten Kapitalwerte der einzel- 
nen am 21. Juni 1948 laufenden Pensionen 
(ohne die Anwartschaften) entspricht. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


(3) Bei Geldinstituten, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen verbleibt es für 
Rückstellungen bei den Bestimmungen des 
Bewertungsgesetzes, soweit nicht im Umstel- 
lungsgesetz und den Durchführungsverord- 
nungen dazu etwas anderes bestimmt ist. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 8 


unverändert 
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§ 9 


Bewertung von Wertpapieren 

(1) Für die Bewertung der Wertpapiere bei 
der Hauptveranlagung 1949 der Vermögen- 
steuer gilt folgendes: 


1. Wertpapiere, für die keine Steuerkurs- 
werte festgesetzt, jedoch Werte von der 
Bank deutscher Länder für die Umstellungs- 
rechnung der Geldinstitute mit Stichtag 
vom 31. Dezember 1948 im öffentlichen 
Anzeiger oder in den amtlichen Bekannt- 
machungsorganen der Länder der französi- 
schen Zone veröffentlicht worden sind, sind 
mit diesen Werten anzusetzen. 


2. Wertpapiere von Ausstellern im Währungs- 
gebiet und in Groß-Berlin (West), die sich 
Im Girosammel depot befinden, sowie 
andere Wertpapiere von Ausstellern im Wäh- 
rungsgebiet und in Groß-Berlin (West), für 
die Lieferbarkeitsbescheinigungen nach den 
„Richtlinien für die Bescheinigung der Lie- 
ferbarkeit von Wertpapieren“ nicht erteilt 
worden sind und auch nicht mehr erteilt 
werden können, sind mit 70 v. H. des 
Steuerkurswertes oder des sonstigen Wertes 
anzusetzen, der für das Wertpapier maß- 
gebend ist. Als Wertpapiernennbetrag ist 
der Betrag zugrunde zu legen, der sich aus 
der Gutschrift auf Sammeldepot nach dem 
Wertpapierberein igungsg e s e t z ergibt. 


§9 


Bewertung von Wertpapieren 

(1) Für die Bewertung der Wertpapiere 
bei der Hauptveranlagung 1949 der Ver- 
mögensteuer, bei Neuveranlagungen und 
Nach Veranlagungen und bei Wertfortschrei- 
bungen und Nachfeststellungen der Einheits- 
werte des Betriebsvermögens auf den 
1. Januar 1950 und den 1. Januar 1951 gilt 
folgendes: 

1. Wertpapiere, für die keine Steuerkurs- 
werte festgesetzt, jedoch Werte von der 
Bank deutscher Länder für die Umstel- 
lungsrechnung der Geldinstitute mit Stich- 
tag vom 31. Dezember 1948 im öffent- 
lichen Anzeiger oder in den amtlichen Be- 
kanntmachungsorganen der Länder der 
französischen Zone veröffentlicht worden 
sind, sind mit diesen Werten anzusetzen. 
Dies gilt nicht, wenn binnen einer Aus- 
schlußfrist von zwei Monaten nach Ver- 
öffentlichung dieses Gesetzes dem Ansatz 
mit diesen Werten widersprochen wird. 
Widerspruch kann erheben: 

a) das Unternehmen, um dessen Anteile 
oder Genußscheine es sich handelt, 

b) der Schuldner hinsichtlich der von ihm 
ausgegebenen Schuldverschreibungen, 

c) der Inhaber der Anteile, Genußscheinc 
oder Schuldverschreibungen. 

Der Widerspruch ist beim Bundesminister 
der Finanzen zu erheben. 


2. Bis zum 8. Mai 1945 ausgestellte Wert- 
papiere von Ausstellern im Währungs- 
gebiet und in Groß-Berlin (West), die sich 
zuletzt im Girosammeldepot befunden 
haben, sind mit 70 v. H. des Steuerkurs- 
wertes oder des sonstigen Wertes anzu- 
setzen, der für das Wertpapier maßgebend 
ist. Als Wertpapiernennbetrag ist der Be- 
trag zu Grunde zu legen, der sich im Wert- 
papierbereinigungsverfahren aus der Gut- 
schrift auf Sammeldepotkonto ergibt. 


3. Andere bis zum 8. Mai 1945 ausgestellte 
Wertpapiere von Ausstellern im Währungs- 
gebiet und in Groß-Berlin (West), für die 
Lieferbarkeitsbescheinigungen nach den 
„Richtlinien für die Bescheinigung der 
Lieferbarkeit von Wertpapieren“ nicht er- 
teilt worden sind und auch nicht mehr er- 
teilt werden können, sind nicht anzu- 
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(2) Die Vorschriften der §§ 22 und 75 des 
D-Markbilanzgesetzes über die Bewertung der 
Wertpapiere bleiben durch Absatz 1 un- 
berührt* 

Abschnitt III 

Durchführung des Gesetzes 
§ 10 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates 

I. zur Durchführung dieses Gesetzes, des Be- 
wertungsgesetzes, des Vermögensteuer- 
gesetzes und 

1. für das Gebiet des früheren Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes, für das Land Würt- 
temberg-Hohenzollern und für den 
bay erisdien Kreis Lindau: des Gesetzes 
über die Vermögensteuerveranlagung 
für die Zeit ab 1. Januar 1949 und die 
Vermögensteuer für das zweite Kalen- 
derhalbjahr 1948 vom 3. Juni 1949 
(WiGBl. S. 83) in Verbindung mit der 
Verordnung vom 21. Dezember 1949 
(Bundesgesetzbl. 1950 S. 2), 

2. für das Land Baden: des Landesgesetzes 
vom 21. September 1949 (Badisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 392), 

3. für das Land Rheinland-Pfalz: des Lan- 
desgesetzes vom 6. September 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz I S. 474) 

Rechtsverordnungen zu erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei 
der Besteuerung und zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten und Härtefällen erforder- 
lich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) über die sachlichen Befreiungen bei 
Personenvereinigungen, bei politischen 
Parteien und politischen Vereinen und 
bei Schachtelgesellschaften, 

c) über die Ermittlung des Gesamtver- 
mögens und des Inlandsvermögens, 
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setzen, soweit nicht besondere Gründe 
einen Ansatz rechtfertigen. 

4. Nummer 3 gilt nicht für Wertpapiere, die 
nach § 2 Absatz 2 Nr. 4 der im Währungs- 
bereich und in Groß-Berlin (West) gelten- 
den Wertpapierbereinigungsgesetz in Kraft 
geblieben sind. 

(2) Die Vorschriften der §§ 22 und 75 des 
D-Markbilanzgesetzes über die Bewertung 
der Wertpapiere bleiben durch Absatz 1 un- 
berührt. 

Abschnitt III 

Durchführung des Gesetzes 

§ 10 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates 
I. zur Durchführung dieses Gesetzes, des Be- 
wertungsgesetzes, des Vermögensteuer- 
gesetzes und 

1. für das Gebiet des früheren Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes, für das Land Würt- 
temberg-Hohenzollern, und für den 
bayerischen Kreis Lindau: des Gesetzes 
über die Vermögensteuerveranlagung 
für die Zeit ab 1. Januar 1949 und die 
Vermögensteuer für das zweite Kalen- 
derhalbjahr 1948 vom 3. Juni 1949 
(WiGBl. S. 83) in Verbindung mit der 
Verordnung vom 21. Dezember 1949 
(Bundesgesetzbl. 1950 S. 2), 

2. für das Land Baden: des Landesgesetzes 
vom 21. September 1949 (Badisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 392), 

3. für das Land Rheinland-Pfalz: des Lan- 
desgesetzes vom 6. September 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz I S. 474) 

Rechtsverordnungen zu erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßig- 
keit bei der Besteuerung und zur Be- 
seitigung von Unbilligkeiten und Härte- 
fällen erforderlich ist, und zwar 
a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 
• b) über die sachlichen Befreiungen bei Per- 
sonenvereinigungen, bei politischen Par- 
teien und politischen Vereinen und bei 
Schachtelgesellschaften, 
c) über die Ermittlung des Gesamtver- 
mögens und des Inlandsvermögens, 
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d) über die Veranlagung und die Steuer- 
entrichtung, 

II. die in den §§ 21 und 2 2 des Bewertungs- 
gesetzes sowie in den §§ 3, 12, 13, 2! und 
22 des Vermögensteuergesetzes vorgesehe- 
nen Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Abschnitt IV 
Schlußbestimmungen 
§ 11 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Vermögen- 
steuergesetzes und der Durchführungsverord- 
nung zum Vermögensteuergesetz mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu be- 
seitigen. 


(2) Dieses Gesetz gilt vorbehaltlich d e’s 
S a t z e s 2 erstmals bei der Hauptfeststellung 
der Einheitswerte für die wirtschaftlichen 
Einheiten des Betriebsvermögens auf den 
21. Juni 1948 und bei der Hauptveranlagung 
1949 der Vermögensteuer. § 1 Ziffer 8 ist 
erstmals bei Fortschreibungen auf den 1. Ja- 
nuar 1951 anzuwenden. § 2a der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Bewertungsgesetz wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1951 ab auf- 
gehoben. 


(3) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

d) über die Veranlagung und die Steuer- 
entrichtung, 

II. die in § 21 des Bewertungsgesetzes sowie 
in den §§ 3, 12, 21 und 22 des Vermögen- 
steuergesetzes vorgesehenen Rechtsverord- 
nungen zu erlassen. 

Abschnitt IV 
Schlußbestimmungen 

§ 11 

Neufassung 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Vermögensteuer- 
gesetzes und der Durchführungsverordnung 
zum Vermögensteuergesetz mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

§ 12 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt erstmals bei der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für die 
wirtschaftlichen Einheiten des Betriebsver- 
mögens auf den 21. Juni 1948 und bei der 
Hauptveranlagung 1949 der Vermögensteuer; 
jedoch ist § 1 Ziffer 8 erstmals bei Fort- 
schreibungen auf den 1. Januar 1951 anzu- 
wenden. 

(2) § 2 a der Durchführungsverordnung 
zum Bewertungsgesetz wird mit Wirkung 
vom 1. Januar 1951 ab aufgehoben. 

§ 13 

Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Absatz 2 
seiner Verfassung die Anwendung dieses Ge- 
setzes in Berlin beschließt. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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